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Vorwort 

Jahrzehntelang folgten nur wenige Länder dem Vorbild des deutschen Ak-
tiengesetzes von 1965 und erließen gesetzliche Vorschriften für ein Ver-
tragskonzernrecht. Der Beitritt zur Europäischen Gemeinschaft hat nun je-
doch in ostmitteleuropäischen Staaten Reformen des Gesellschaftsrechts 
veranlasst, die teilweise auch für vertragskonzernrechtliche Regelungen 
gesorgt haben. Die vorliegende Untersuchung konzentriert sich auf die 
Vorschriften des polnischen Gesetzbuches für Handelsgesellschaften 
(KSH) aus dem Jahre 2000 und berücksichtigt zudem das ungarische Kon-
zernrecht von 2006. Sie möchte den Beteiligten inländischer und grenz-
überschreitender Unternehmensgruppen Wege aufzeigen, ihre Beziehungen 
unter Berücksichtigung unterschiedlicher Gruppenstrategien rechtssicher 
zu gestalten. Darüber hinaus sollen der deutschen und internationalen Dis-
kussion auf dem Gebiet des Konzernrechts die – den Ansatz des deutschen 
Aktiengesetzes fortentwickelnden – Konzepte des neuen polnischen und 
ungarischen Rechts erschlossen werden.  

Die Arbeit wurde in den Jahren 2004 bis 2007 am Internationalen und 
Interdisziplinären Graduiertenkolleg „Die Zukunft Mitteleuropas in der 
Europäischen Union“ der Andrássy Universität Budapest angefertigt und 
im Sommersemester 2008 an der Juristischen Fakultät der Ruprecht-Karls-
Universität Heidelberg als Dissertation eingereicht. Für die Veröffentli-
chung sind Gerichtsentscheidungen und Beiträge des Schrifttums bis ein-
schließlich April 2010 berücksichtigt worden. Mein Dank gebührt zunächst 
der Robert-Bosch-Stiftung für die Gewährung eines Promotionsstipendi-
ums, das mir die Teilnahme am Budapester Graduiertenkolleg ermöglicht 
hat. Bei Herrn Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Peter Hommelhoff habe ich mich für 
viele Dinge zu bedanken, angefangen von der Vorlesung zum Gesell-
schaftsrecht an der Krakauer Schule des Deutschen Rechts im Sommer-
semester 2001, die mein Interesse an der Rechtsvergleichung geweckt hat, 
bis hin zur raschen Anfertigung des Erstgutachtens. Herrn Prof. Dr. Hans-
Jürgen Hellwig schulde ich Dank für die ebenso zügige Anfertigung eines 
Zweitgutachtens, Herrn Prof. Dr. Dr. h.c. Jürgen Basedow für die Auf-
nahme in die Schriftenreihe des Max-Planck-Instituts für ausländisches 
und internationales Privatrecht. Ohne die Ermutigung meiner Eltern, Maria 



Vorwort VI

und Ryszard Bocian, hätte ich im Jahr 2004 mein Promotionsprojekt nicht 
in Angriff genommen. Hierfür danke ich Ihnen herzlich. 

Warschau, den 5. August 2010         Joanna Schubel
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Einführung 

Das polnische Gesetzbuch der Handelsgesellschaften aus dem Jahr 2000 
(KSH) enthält einige Regelungen über herrschende und abhängige Gesell-
schaften, darunter auch einzelne Bestimmungen über Konzernverträge. 
Damit findet sich im polnischen Recht zum ersten Mal ein normativer An-
satz für eine Lösung derjenigen Probleme, die beim Tätigwerden mehrerer 
Gesellschaften in einer Unternehmensgruppe auftreten. Die vorliegende 
Arbeit will sich vor allem mit zwei – eng miteinander verbundenen – As-
pekten einer solchen Konzernierung beschäftigen: Zum einen soll unter-
sucht werden, welche Gestaltungsmöglichkeiten Unternehmen in Polen zur 
Verfügung stehen, die ihre Zusammenarbeit und wirtschaftliche Betätigung 
im Rahmen eines Konzernvertrages abwickeln wollen. Zum anderen wird 
es um eine Bestimmung der Grenzen privatautonomer Ausgestaltungsfrei-
heit gehen, und zwar in erster Linie im Hinblick auf den Schutz von recht-
lich relevanten Interessen der Außenseiter, also der außenstehenden Ge-
sellschafter und der Gläubiger einer abhängigen Gesellschaft.  

Angestoßen worden ist die Untersuchung zunächst durch die Besonder-
heiten, welche die Konzernregelung des polnischen Rechts kennzeichnen. 
Diese sind hauptsächlich darauf zurückzuführen, dass der Gesetzgeber des 
KSH ursprünglich eine systematisch geschlossene konzernrechtliche Re-
gelung plante, dann aber von einer umfassenden Kodifizierung dieser 
Thematik absah. So ist schließlich eine Fassung des Gesetzbuches verab-
schiedet worden, die zwar verschiedene Einzelvorschriften enthält, welche 
sich den Konzernproblemen widmen, aber offenbar kein abgestimmtes 
System des Konzernrechts bilden. In gewisser Weise handelt es sich also 
um eine stecken gebliebene Regelung, um die nur punktuelle Umsetzung 
eines eigentlich viel weiter greifenden Kodifizierungsansatzes. Einerseits 
hat der polnische Gesetzgeber damit deutlich gemacht, dass er die Materie 
an sich für regelungswürdig hält und nicht etwa aus abweichenden kon-
zeptionellen Überlegungen auf eine konzernrechtliche Regelung ganz ver-
zichten will. Andererseits hat er aber auch zu erkennen gegeben, dass er 
zum Zeitpunkt der Verabschiedung des KSH noch nicht bereit gewesen ist, 
zu allen wichtigen Fragen des Konzernrechts definitive Bestimmungen zu 
treffen. Die Beschäftigung mit den vorhandenen konzernrechtlichen Vor-
schriften des KSH offenbart dann aber relativ schnell, dass der polnische 
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Gesetzgeber nicht einfach nur Teile eines einheitlichen Gegenstandes ge-
regelt hat (und andere Teile eben nicht), sondern dass die schließlich mit 
dem KSH verabschiedeten Vorschriften unbedingt einer Ergänzung bedür-
fen, um überhaupt funktionsfähig zu sein. Vor diesem Hintergrund lässt 
sich die These formulieren, dass in Polen zwar durchaus ein einheitliches 
und systematisch geschlossenes Konzernrecht gilt, das jedoch nur zu ei-
nem kleineren Teil bereits kodifiziert ist, während es sich beim größeren 
Teil um ein latentes Konzernrecht handelt, dessen Inhalt zurzeit noch un-
bestimmt ist. Von einer solchen Regelung gehen besondere Unsicherheiten 
für die Wirtschaftsteilnehmer aus, auch für ausländische Investoren, die in 
Polen eine abhängige Gesellschaft gründen oder sich an einer solchen 
beteiligen.  

Besonders unklar ist die Rechtslage in Bezug auf den Schutz der Au-
ßenseiter; so konnte z. B. das rechtswissenschaftliche Schrifttum noch 
nicht klären, ob es in Polen eine spezielle Konzernhaftung gibt und wie 
diese eventuell strukturiert sein könnte. Die Gefahren, welche für Außen-
stehende durch die Tätigkeit von Unternehmensgruppen entstehen, sind der 
konzernrechtlichen Praxis in Europa längst bekannt; die Gesetzgeber und 
die Rechtsprechung versuchen auf sehr unterschiedlichen Wegen, diese zu 
lösen. Da auch in Polen in letzten Jahren immer mehr Konzerne tätig ge-
worden sind,1 ist es wohl eine reine Zeitfrage, bis in der Praxis die ersten 
größeren Problemfälle auftreten. Spätestens dann werden die Gerichte oder 
der polnische Gesetzgeber – vermutlich unter großem Zeitdruck – die feh-
lenden Teile des Konzernrechts „nachzuliefern“ haben, zumindest lässt 
sich ein solches Szenarium nicht generell ausschließen. Die Bedrohung mit 
einer solchen „Nachlieferung“, deren Konturen heute noch völlig unbe-
kannt sind, sorgt für erhebliche Unsicherheit auf der Seite der Wirtschafts-
teilnehmer. Diese können die Risiken ihrer unternehmerischen Tätigkeiten 
in Unternehmensgruppen auf dem polnischen Markt zurzeit weder genau 
einschätzen, noch diesen Gefahren durch eine entsprechende Gestaltung 
ihrer Organisation vorbeugen. Hieraus ergibt sich das zentrale Anliegen 
der Arbeit: Es soll versucht werden, wichtige Konturen des latenten Kon-
zernrechts zu bestimmen und so für die unternehmerische Praxis Orientie-
rungspunkte zu schaffen. Im positiv geregelten Konzernrecht ist der Um-
riss eines Systems zu befestigen, das den Unternehmen gleichzeitig eine 
möglichst breite Ausgestaltungsfreiheit bezüglich der Konzernorganisation 
sichert, ihnen zugleich aber auch ein Höchstmaß an Rechtssicherheit ge-
währt. In Bezug auf den letzteren Aspekt wird die Untersuchung von der 

                                                
1 Die ausländischen Konzerne sollten im Jahre 2006 in Polen ca. 10 000 neue Arbeits-

plätze schaffen und somit insgesamt die Position des größten Arbeitsgebers erreicht ha-
ben – vgl. dazu Pressemeldung Die Konzerne kommen, bringen die Arbeit mit, Rzecz-
pospolita von 8.3.2006. 
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Überzeugung getragen, dass die Leitung und der Aufbau von Unterneh-
mensgruppen nur unter Wahrung der Interessen Außenstehender – insb. 
der Minderheitsgesellschafter der beherrschten Gesellschaft und deren 
Gläubiger – zulässig sein kann. 

Im Ergebnis sollen dann für die Praxis exemplarische Ausgestaltungs-
angebote für die Beziehungen in einem Konzern herausgearbeitet werden. 
Dagegen stellt sich die vorliegende Arbeit nicht das Ziel, ein dogmatisches 
Gerüst für die Entwicklung eines geschlossenen Konzernrechtssystems in 
allen zentralen Aspekten zu formulieren. Selbst wenn sich hierzu eine Lö-
sung präsentieren ließe, so wäre diese aufgrund der Vielfalt von Veranke-
rungsmöglichkeiten rein spekulativer Natur. So soll z. B. zwar untersucht 
werden, auf welche Rechtsinstitute des polnischen Rechts von den Ge-
richten oder vom Gesetzgeber eine Konzernhaftung gestützt werden 
könnte. Es wird dabei aber nicht darum gehen, eine eigenständige Lösung 
zu entwickeln oder ein bestimmtes Modell als das „richtige“ polnische 
Konzernrecht vorzustellen. Stattdessen sind die in Frage kommenden Lö-
sungsansätze aufzuzeigen und ihre jeweilige Durchsetzbarkeit abzuschät-
zen.  

Das Anliegen der Arbeit bestimmt den Gang der Untersuchung: In ei-
nem ersten Teil soll der Blick zunächst auf die historische Konzernrechts-
debatte und auf ihre Fragestellungen gerichtet werden (im 1. Kapitel). Da-
bei wird es hauptsächlich darum gehen, nähere Aufschlüsse über das kon-
zernrechtliche Konzept des KSH-Gesetzgebers zu gewinnen, das später nur 
in einigen gesetzlichen Bruchstücken umgesetzt worden ist, dem aber für 
die historische Auslegung der vorhandenen Bestimmungen große Bedeu-
tung zukommt. Danach soll untersucht werden, welche konkrete Regelung 
die konzernrechtlichen Probleme im KSH tatsächlich erfahren haben (im 
2. Kapitel). Wichtige Eckpunkte des KSH-Konzernrechts sind darzustellen, 
einschließlich der mit den Vorschriften verbundenen offenen Fragen, wo-
bei auch immer ein Überblick über den jeweiligen Diskussionsstand im 
polnischen rechtswissenschaftlichen Schrifttum zu geben ist. Dieser Unter-
suchungsschritt dient nicht nur der Bestimmung des Ist-Zustandes des pol-
nischen Konzernrechts, sondern soll auch dessen konzeptionelle Grundla-
gen weiter erschließen helfen. Hierauf aufbauend ist dann mit Art. 7 KSH 
die zentrale Norm des polnischen Vertragskonzernrechts einer komplexen 
Analyse zu unterziehen (im 3. Kapitel). Die Analyse wird – was vorweg-
zunehmen ist – das Ergebnis erbringen, dass Art. 7 KSH einen an die Ver-
tragsparteien gerichteten gesetzlichen Regelungsauftrag enthält. Diese 
zentrale These der vorliegenden Arbeit bestimmt dann das Vorgehen im 
zweiten Teil der Arbeit:  

Zunächst sollen der Gestaltungsrahmen bzw. die Gestaltungsgrenzen 
bestimmt werden, welche bei der Erfüllung des Regelungsauftrags beachtet 


